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,;' Streik bis nach Weihnachten? 
AStA unterstützt Boykott an der Universität 

wi. - Die Fachschaftsvollversamm­
lungen tagten auch gestern, speziell an 
der Philosophischen Fakultät. Zum Teil 
wird - wie gestern bei den Histori­
kern und Politologen - über Boykott­
maßnahmen abgestimmt, zum Teil die­
nen die Vollversammlungen weiteren 
Beratungen der Fachschaften, die sich 
schon in der letzten Woche für den 
Streik entschieden haben. Die meisten 
Fachschaften haben den Streik minde­
stens bis Weihnachten befristet. 

Der AStA unterstützt die Boykott­
bewegung, wie uns der neue Vorsit­
zende Thomas Hartmann mitteilte. Die 
nächste AStA-Informationszeitung, die 
morgen erscheint, wird dem Thema des 
Streiks gewidmet sein. Ein „zentrales 
Informationszentrum" wurde eingerich­
tet, das enge Verbindung zu den Fach­
schaften unterhält und darauf achtet, 
daß die Boykottaktionen nicht isoliert 
voneinander laufen. 

Die überwiegende Mehrheit der Voll­
versammlung der Geschichtsstudenten 
hat sich gestern für einen unbefriste­
ten Streik entschieden. Darüber hinaus 
hat die Fachschaft Geschichte einen 
offenen Brief an Kultusminister Schütte 
entworfen. Darin heißt es unter ande­
rem: ,,Die Studierenden der historischen 
Seminare lehnen eine Begrenzung der 
Semesterzahl ab ... Eine Reglementie­
nmg des Studiums ist abzulehnen. 'Der 
Studierende bestimmt sein Studium im 
Rahmen der unter Mitwirkung der Stu­
denten neuzuschaffenden Examensbe­
dingungen selbst." 

Ein eintägiger Streik der Jurastuden­
ten ist für heute angesetzt. Das ergab 
eine außerordentliche Vollversammlung 
der juristischen Fachschaft. Der Streik 
ist als Warnung gedacht, um auf die 
Mängel bei der Planung des Juridikums 
hinzuweisen, über die wir bereits be­
richtet haben. 

Seit 1966 schon weisen Assistenten 
und Studenten gemeinsam auf bauliche 
und personelle Mängel bei der Planung 
des Neubaues an der Senckenberganlage 
hin, der il,1 Herbst 1969 eröffnet wer­
den soll. Die mangelnde Vorbereitung 
des Umzugs des juristischen Seminars, 
das ebenfalls in den Neubau umzieht, 
läßt es fraglich erscheinen, ob der Be­
trieb des Seminars 1969 nicht für fünf 
bis sechs Monate ausgesetzt werden 
müsse. 

Ein wirklich geord:J,eter Seminarbe­
trieb bestehe scho~ange nicht mehr, 
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teilten Fachschaftsvertreter mit. Das 
Seminar war schon bisher jährlich für 
eineinhalb Monate geschlossen. Am 
Montag stellten die Assistenten ihre zu­
sätzliche Seminaraufsicht ein, die sie bis 
dahin freiwillig geleistet hatten. Das 
Seminar wir,d jetzt täglich fünf Stunden 
eher gescl1lossen. 

Massive Vorwürfe richtete die Fach­
schaft gegen den Kurator der Universi­
tät, der für deren wirtschaftliche Be­
lange zu sorgen hat. Im Hessischen 
Landtag sei nichts von den studen ti­
schen Forderungen bekannt gewesen, 
obwohl er sie hätte weiterleiten müs­
sen. 

Die meisten Landtagsabgeordneten 
haben bereits ein studentisches Memo­
randum erhalten, in dem auf die Misere 
aufmerksam gemacht werden. Heute ist 
eine Flugblattaktion vor dem Landtag 
vorgesehen. Die CDU-· :und die FDP­
Fraktion sollen sich bereit erklärt ha­
ben, während der dritten Lesung heute 
Initiativanträge zu stellen, mn doch 
noch Mittel aus dem Etat für das Juri­
dikum herauszubrechen. 

In einer turbulenten Vollversamm­
lung der Soziologen wurde gestern be­
reits über die Programme der Arbeits­
gruppen diskutiert, die die Studenten 
selbständig gebildet haben. 

In einem Flugblatt fordem die Sozio­
logiestudenten von den Professoren 
Adorno, von Friedeburg lind Habermas, 
daß · 

1. trotz des Streiks das Winterseme­
ster 68/69 vollgültig anerkannt und die 
Arbeit in den selbstorgahisierten 
Projektgruppen wie bisher durch 
Scheine honoriert wird, 
2. daß die Vordiplomprüfungen bis auf 
weiteres ausgesetzt werden, 

3. mindestens 30 Prozent des Seminar­
haushaltes den Stundenten zur Ver­
fügung gestellt werden. 

Der SDS faßt diese Liste lediglich 
als „Minimalforderungen" auf. 
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Auch die Vollversammlung der Po-

litologen hat am Dienstagabend den 
Boykott beschlossen. Dieser Streik soll 
nicht allein als Solidarisierung mit der 

. Abteilung für Erziehungswissenschaften· 
gesehen werden. Er soll vor allem die 
politische Aktivität der Studenten wek­
ken. Während der Zeit des Boykotts , 
sollen in noch zu bildenden Arbeits- ' 
gruppen inhaltliche Neubestimmungen . 
des Studiums erarbeitet werden. hz 1 
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'.Aufklärung tut not 

ug. Streik in der 
Abteilung für Er­
ziehungswissen­
schaften, Streik bei 
den Anglisten und 
Germanisten, Streik 
auch bei den Sozio­
logen, Philosophen, 
Slawisten, Roma­
nisten und Histori­

kern. Und de:;: vorweihnachtliche Un­
frieden wird sich, soweit man es über­
sehen kann, noch ausweiten. Dieser 
„Erfolg" eine Empfehlung Minister 
Schüttes zur Ausbildungsordnung an 
der AfE überrascht kaum jeman­
den an der Universität. Das eben 
sollte aber die Frage aufwerfen: 
Wie konnte ein Brief aus dem Kultus­
ministerium, der die schon geübte Re­
glementierung dieses Zweigs der Leh­
rerausbildung lediglich bestätigt, der­
art zünden? Ein Brief, der nur der Un­
möglichkeit einer sachgerechten Ausbil­
dung etwa in Politik und Soziologie in 
sechs Semestern Rechnung trägt, indem 
er diese Fächer im Lehrplan kraß zu 
beschneiden empfiehlt. Wie konnte ein 
Schreiben, das sich auf die anderen Fa­
kultäten gar nicht zu beziehen scheint, 
die so krasse Abwehrreaktion eines un-· 
befristeten Vorlesungsboykcitts aus­

lösen? 
Die Antwort bietet sich an: Lernende 
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